
Eine Änderung des Unterlassungsklagengesetzes ermöglicht es 
Verbraucherverbänden künftig, im Wege der Verbandsklage auch 
gegen Datenschutzverstöße vorzugehen. 

Bei den Verbraucherzentralen eingerichtete „Marktwächter Di-
gitale Welt“ werden dafür den Markt beobachten und analysieren, 
um Fehlentwicklungen frühzeitig aufzudecken.

Geplant ist, dass der kollektive Verbraucherschutz künftig gleich-
berechtigtes Ziel der staatlichen Aufsicht über digitale Märkte wer-
den soll. Außerdem wird geprüft, ob die derzeitige, auf eine Viel-
zahl von Behörden aufgeteilte Durchsetzung der Verbraucherin-
teressen sinnvoll und sachgerecht ist, oder ob eine Bündelung be-
hördlicher Zuständigkeiten in einer Behörde die Aufgabenerfül-
lung optimieren könnte.

Die Ministerien werden auch in Zukunft den Verbraucherinnen 
und Verbrauchern Hilfestellungen in der digitalen Welt geben. So 
werden Projekte gefördert, die unterschiedliche Verbrauchergrup-
pen rund ums Internet informieren, z. B. das neue Online-Portal 
mobilsicher.de über die sichere Nutzung von Smartphones und Ta-
blets. Zum anderen wird mit dem Verbraucherstreitbeilegungsge-
setz auch für den Online-Handel eine einfache, schnelle und kos-
tengünstige Streitschlichtung geschaffen.

Das Maßnahmenprogramm „Mehr Sicherheit, Souveräni-
tät und Selbstbestimmung in der digitalen Wirtschaft“ fin-
den Sie hier: http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/M-O/
massnahmenprogramm-mehr-sicherheit-souveraenitaet-und-
selbstbestimmung-in-der-digitalen-wirtschaft,property=pdf,bereich
=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf

Rezensionen
Veranstaltungen

Christian Jakob

DSRI-Herbstakademie 2015 ‚Internet der Dinge – Digitali-
sierung von Wirtschaft und Gesellschaft‘, Göttingen, 9. – 12. 
September 2015
Die 16. Herbstakademie der Deutschen Stiftung für Recht und In-
formatik stand unter der Überschrift „Internet der Dinge – Digita-
lisierung von Wirtschaft und Gesellschaft“. Unter der Leitung von 
Prof. Dr. Jürgen Taeger (Carl von Ossietzky Universität Oldenburg) 
beschäftigten sich über 260 Wissenschaftler und Praktiker in Vor-
trägen und anschließenden Diskussionen mit den neuesten Ent-
wicklungen im IT-Recht.

Auch im Jahr 2015 dominierte an den drei Veranstaltungstagen 
das Datenschutzrecht das Veranstaltungsprogramm. Weitere the-
matische Schwerpunkte wurden in den Panels zu Digitalisierungs-
folgen, dem Recht der gewerblichen Schutzrechte, Kartellrecht, 
Steuerrecht und IT-Sicherheit gesetzt. Die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer wurden in insgesamt 63 Vorträgen und vier „Updates“ 
auf den neuesten Stand gebracht.

In acht Sessions wurde durch die Vortragenden ein breites Spekt-
rum datenschutzrechtlicher Themen behandelt. Den Anfang mach-
ten Vorträge zu rechtlichen Fragen rund um Wearables, also Tech-
nik, die am Körper oder Kopf getragen wird. Unter der Moderation 
von Dr. Ursula Widmer wurden Grundlagen, jedoch auch Detailfra-
gen dieses hochaktuellen Themas beleuchtet. Die Vorträge von Dr. 
Silke Jandt und Christian Völkel zeigten beispielhaft, dass die Rah-
menbedingungen des Datenschutzrechts kaum mehr den Anwen-
dungsmöglichkeiten von Fitness-Trackern und Gesundheits-Apps 
gerecht werden, vor allem wenn die Nutzung der Daten cloudba-
siert und durch Dritte wie Ärzte und Krankenkassen erfolgt. Zu 
Recht erfolgte der Hinweis, dass für die Nutzung von Patienten-
daten, die mit Hilfe von Wearables aus „erster Hand“ erhoben wur-
den, rechtliche Rahmenbedingungen gesetzt werden müssen.

Angesichts der Fülle von Produkteinführungen (z. B. Apple 
Watch, Fitbit oder Jawbone) sollte der Aufruf der Moderatorin an 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer, Wearables selbst in der Pra-
xis zu erproben, um die mit der Handhabung verbundenen daten-

schutzrechtlichen Fragen überhaupt erst erkennen zu können, be-
herzigt werden.

In den weiteren Sessions zum Datenschutzrecht wurden auch 
seit Jahren anhaltende Diskussionen aufgegriffen und der Bezug 
zu dem aktuellen thematischen Trend des „Internets der Dinge“ 
hergestellt. Beispiel hierfür war etwa der Vortrag von Kai Hofmann 
zum Thema „Smart Factory“ – Arbeitnehmerdatenschutz in der In-
dustrie 4.0 in der von Marie Slowioczek moderierten Session. Hof-
mann hielt auch unter dem Eindruck des technischen Wandels die 
bisherigen Instrumente des Arbeitnehmerdatenschutzes für aus-
reichend.

In dem Vortrag von Christian Hufen zum Datenschutz bei Zah-
lungsdiensteanbietern und mobilen Bezahlsystemen wurde ein 
weiteres Thema von höchster Aktualität behandelt. Unter dem 
Oberbegriff des „mobile payment“ lassen sich eine Vielzahl von 
Diensten subsumieren, beispielsweise die altbekannten Gutschein-
Apps und Kundenbindungsanwendungen, jedoch auch Lösungen 
wie ApplePay und Android Pay. Diese haben das Potential, seit Jahr-
zehnten verfestigte Strukturen zu verändern. Hufen wies beispiels-
weise darauf hin, dass Proximity Payment Verfahren wie ApplePay 
geeignet sind, im Vergleich zu der bekannten Zahlung mit der Kre-
ditkarte einen deutlich verbesserten Datenschutz zu bieten, weil 
der Verkäufer durch das technische Design des Vorgangs anders 
als bei Kreditkartenzahlungen keine Kenntnis von den Bankdaten 
des Kunden mehr hat.

Dass vernetzte Geräte im Alltag nicht nur Annehmlichkeiten mit 
sich bringen, sondern sich die Digitalisierung des Alltags auch auf 
den Einzelnen massiv datenschutzrechtlich auswirkt, zeigten die 
sehr interessanten Vorträge von Dr. Hendrik Schöttle und Sven 
Venzke-Caprese. Aus der Online-Welt inzwischen wohlbekannte 
Phänomene wie Profilbildung, Remarketing und Conversion Track-
ing lassen sich längst auch in der physischen Welt realisieren und 
haben hier nachhaltige Konsequenzen. Da Möglichkeiten und Aus-
maße nicht abzusehen sind, fordert Venzke-Caprese folgerichtig, 
dass die Grenzen der Datennutzung zur Profilbildung jetzt recht-
lich eindeutig und restriktiv formuliert werden müssten.

Schließlich ist auf das „Update Datenschutzrecht“ von Dr. Flem-
ming Moos hinzuweisen, in dem die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer, wie jedes Jahr, kurzweilig und prägnant auf wichtige Recht-
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sprechung und Trends des vergangenen Jahres hingewiesen wur-
den.

Da vorliegend nur einige wenige datenschutzrechtliche Vorträge 
aus dem breiten und hochinteressanten Veranstaltungsprogramm 
herausgegriffen werden konnten, sei an dieser Stelle noch darauf 
hingewiesen, dass die Mehrzahl der Vorträge auf der Internetseite 
der DSRI unter http://www.dsri.de/herbstakademie/herbstakademie 
_2015-vortraege.html kostenlos angesehen werden kann.

Die nächste Herbstakademie findet vom 14. – 17. September 
2016 bei der Bucerius Law School in Hamburg statt.

Der Tagungsband zur Herbstakademie 2015 kann zum Preis von 
59,80 € über den Buchhandel bezogen oder direkt über mail@ol-
wir.de bestellt werden:

Jürgen Taeger (Hrsg.), Internet der Dinge – Digitalisierung von 
Wirtschaft und Gesellschaft, Tagungsband Herbstakademie 2015, 
Oldenburger Tagungsbände XIV, 1032 S., Edewecht 2015, € 59,80, 
ISBN-13 978-3-95599-020-6

Susanne Maack

BvD-Symposium 2015 – der Datenschutzbeauftragte in der 
EU-DSGVO, Nürnberg, 22. Oktober 2015
Fast auf den Tag genau 20 Jahre nach der EU Richtlinie 95/46/EG be-
fasste sich der Berufsverband der Datenschutzbeauftragten (BvD) 
e.V. auf seinem diesjährigen Symposium schwerpunktmäßig mit 
der Rolle des Datenschutzbeauftragten in der künftigen EU-Daten-
schutzgrundverordnung (EU-DSGVO). Mit dem Veranstaltungsort, 
dem Museum für Kommunikation in Nürnberg, war bewusst ein 
Ort gewählt, der die Bedeutung der Zweckgerichtetheit und Viel-
falt menschlicher Kommunikation veranschaulicht.

Aus den Grußworten, die in Stellvertretung von Joachim Herr-
mann (CSU, Staatsminister des Innern, für Bau und Verkehr) vorge-
tragen wurden, konnte schon entnommen werden, dass der politi-
sche Wille besteht, dieses für Europa und die Datenverarbeitung so 
wichtige Gesetzgebungsverfahren noch diesen Winter abzuschlie-
ßen: Rechtssicherheit für die europäische datenverarbeitende Wirt-
schaft sei dringend erforderlich – und dies auch unabhängig von 
Entscheidungen des EuGH zu Datentransfers in die USA. Einen di-
rekten Einblick in die Überlegungen des Bundesministeriums des 
Innern gab Ulrich Weinbrenner als Leiter der Projektgruppe Daten-
schutz der oben genannten Behörde. Für die Umsetzung der durch 
die EU-DSGVO erforderlichen Anpassungen im nationalen Recht 
stünde angesichts des zeitlichen Ablaufs der Legislaturperiode nur 
ein Zeitraum von ca. 15 Monaten zur Verfügung. Inhaltlich werde 
man sich bei Fragen der Abwägung und Zweckänderung auf eine 
Kompatibilitätsprüfung einstellen müssen. Inwieweit die Benen-
nungspflicht in der EU-DSGVO geregelt oder den Mitgliedsstaaten 
überlassen bleibe, sei noch nicht sicher. Die positiven deutschen Er-

fahrungen ließen sich nicht an die anderen Mitgliedsstaaten ver-
mitteln. Einen Bezug zum aktuellen Recht schaffte Rechtsanwalt 
Stefan Sander, der Haftungsfragen des betrieblichen Datenschutz-
beauftragten unter dem BDSG und im Ausblick auf die EU-DSGVO 
erörterte. Seinen Einstand beim BvD vollzog Prof. Dr. Dieter Kugel-
mann, der als frisch ernannter Landesbeauftragter für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz die grund-
rechtschützende Aufgabe des Datenschutzes hervorhob. Andrea 
Voßhoff, die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit bedauerte, dass sich das zwei-Säulen-Modell des 
BDSG hinsichtlich der Beratung und Überwachung durch staatliche 
Aufsicht und durch das Model der Selbstregulierung mittels be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten nicht in der bewährten Wei-
se fortsetzen wird. Hier ist zu hoffen, dass im Trilog der EU-DSGVO 
Anreize für die Benennung eines Datenschutzbeauftragten mit Er-
leichterungen für die verantwortlichen Stellen geschaffen werden, 
wie bei der vorherigen Zurateziehung in Art. 34. 

Aus Sicht der Bundesländer stellte Ministerialrat Michael Will 
vom Bayerischen Staatsministerium des Innern, für Bau und Ver-
kehr die Überlegungen zum Kohärenzverfahren vor: Die deutschen 
Aufsichtsbehörden müssen sich so organisieren, dass sie durch eine 
Stimme bei grenzüberschreitenden Abstimmungen repräsentiert 
werden. Zudem geht er davon aus, dass eine Kompromisslösung 
hinsichtlich der Frage des Geltungsbereichs der EU-DSGVO für 
Datenverarbeitung im Rahmen öffentliche Aufgaben denkbar sind.

Für den Arbeitskreis Recht und Praxis des BvD informierte Dr. 
Britta A. Mester über Aspekte der Berufsausübung des Daten-
schutzbeauftragten und gab eine Prognose hinsichtlich der Verän-
derungen in der EU-DSGVO: Die Thematik wird noch beratungsin-
tensiver werden, da gerade in der Übergangszeit große Rechtsun-
sicherheit herrschen wird. Zum Abschluss gab es durch Rechtsan-
wältin Katrin Schürmann eine umfangreiche Darstellung des Trend-
themas Big Data und welche vielfältigen Möglichkeiten sich auch 
außerhalb eines Personenbezugs ergeben können. Das Aufdecken 
von ansonsten nicht erkennbaren Abhängigkeiten kann in vielen 
Bereichen zu einem effizienteren und zielgerichteten Arbeiten füh-
ren. Jedoch darf dabei der Schutz des Einzelnen nicht außer Acht 
gelassen werden. Den Ausklang gestaltete Hans-Georg Schnauffer, 
Präsident der Gesellschaft für Wissensmanagement e.V., der seine 
Erkenntnisse über Lösungen im Bereich der unternehmensinternen 
sozialen Netzwerke, aber auch zu den dabei aufkommenden Fra-
gestellungen mitteilte. Datenschutzfragen entstehen eben auch 
durch die Anwendung neuer Techniken und nicht nur durch neue 
Gesetzgebung.

Der Tag war gefüllt mit vielen Informationen zu Details der EU-
DSGVO, Aspekten bzgl. der Tätigkeit von Datenschutzbeauftragten 
und bot vielfältige Gelegenheiten in direktem Kontakt zu den Re-
ferenten und Teilnehmern diese Themen zu vertiefen, offene Fra-
gen zu klären und sich fachlich auszutauschen.
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